
Bundessozialgericht
Az.-;- „8, BLLÄBMQZ

Verkündet am
_

I m N a m e n d e s V o l k es
51„Juli 1970

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

Klägerin und Revisionsklägerin,

Prozeßbevollmächtigte:
........................ ,

g e g e n

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die‘
mündliche Verhandlung vom 51„ Juli 1970 durch

Vizepräsident ‘ B r a c k m a n n
- Vorsitzender —‚

Bundesrichter D e m i a n i und

Bundesrichter Dr° K a i s e r ,
Bundessozialrichter N o t t b o h m und

Bundessozialrichter Dr„ S p r i c k

für Recht erkannt:

Die Urteile des Landessozialgerichts Hamburg vom
15‚ Juni 1967 und des Sozialgerichts Hamburg vom

25„ November 1966 sowie die Anordnung der Beklag—l

ten vom 28° Oktober 1965 werden aufgehoben°
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Die Klägerin gewährt ihren Bediensteten seit 1949

Weihnachtszuwendungene Diese betrugen bis zum Jahre 1962

ein halbes Monatsgehalt, 1965 und 1964 drei Viertel
eines Monatsgehalts° Dies wurde von der Beklagten nicht

beanstandet° Am 14° Oktober 1965 beschloß der Vorstand

der Klägerin, einer Empfehlung des Vorstandes des

Hauptverbandes der gewerblichen Berufsgenossenschaften

(BGen) e„V„ folgend, vom Jahre 1965 an eine Weihnachts—
zuwendung in Höhe eines Monatsgehalts zu gewähren° Im

einzelnen sah der Beschluß vor:

"lo Die am l° Dezember in ungekündigter Stellung be—

findlichen aktiven Bediensteten der Verwaltungs—

Berufsgenossenschaft erhalten vom Jahre 1965

neben ihren Dienst— und Tarifbezügen eine je—

weils nach dem l5‚ November zu zahlende Zuwendung

in Höhe der ihnen für Monat Dezember zustehenden

Dienst— oder Tarifbezügeo

Bei den dienstordnungsmäßig Angestellten umfaßt

dieser Betrag

a) die aufgrund gesetzlicher Vorschrift den Beam—

ten des Bundes gewährte und daher nach der Dienst—

ordnung (S 5 Abs„ 1 des Dienstordnungsmusters)

den DO—Angestellten zustehende Sonderzuwendung,

b) eine Weihnachtszuwendung in Höhe des Jeueili—

gen Unterschiedsbetrages zwischen der zu 8) ge—

nannten Sonderzuwendung und dem vollen Manatsge—

halt solange, bis die Sonderzuwendung den Betrag

der für den Monat Dezember zu zahlenden vollen

Dienst— oder Tarifbezüge erreicht hate

Die bisher geltende Regelung über die Gewährung

von Weihnachtszuwendungen fällt weg, soweit die

Höhe der Zuwendung in Betracht kommt„ Die Sonder—
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zuwendungen, die den DO—Angestellten aufgrund

der für die Bundesbeamten geltenden, auf

dienstordnungsmäßig Angestellte anzuwen-

denden Regelungen gewährt werden, sind

in die Regelung zu 1) einbezogen°

Sofern sich aus der bisherigen Gesamt—

regelung etwa Zuwendungen von über 100 v„h„

der Bezemberbezüge ergeben, fällt der

100 V„H° übersteigende Betrag weg".

Die Beklagte beanstete diesen Beschluß mit Anordnung vom 28° Ok—

tober 1965; die Überschreitung des bisherigen Höchstsatzes von
75 v„H‚ eines Monatsgehalts verstoße erheblich gegen die Grund—

sätze einer zulässigen Mittelverwendung° Eine ausreichende

Rechtsgrundlage sei hierfür nicht vorhanden„°

Gegen diese Verfügung, die eine Rechtsbehelfsbelehrung niht

enthält, hat die Klägerin beim Sozialgericht (SG) Hamburg

Klage mit der Begründung erhoben, daß sie gegen 5 50 Abs° l

der Reichsversicherungsordnung (RVG) verstoße°

as Sozialgericht KSG) hat den Hauptverband der gewerblichen

BGon o„V° beigeladen° Es hat durch Urteil vom 25, November

1966 die Klage abgewiesen°

Das Landessozialgericht (LSG) Hamburg hat die Berufung durch
Urteil vom 15, Juni 1967 zurückgewiesen, Hierzu hat es ausge—

führt: }
Die Beklagte habe den Beschluß des Vorstandes der Klägerin zu
Recht beanstandet, weil er, soweit er Weihnachtszuwendungen

an DO—Angestellte betreffe, gegen die Dienstordnung (DO)

verstoße und im übrigen dem Grundsatz der Wirtschaftlichkeit

und Sparsamkeit zuwiderlaui‘e° Die Bindung der Klägerin an

die bundesgesetzliche Regelung über Sonderzuwendungen an
Beamte ergebe sich — entgegen der Ansicht der Beklagten -
zwar nicht aus 5 5 DO, weil diese Sonderzuwendung bewußt
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außerhalb des Bundesbesoldungs— und Béamtenrechts geregelt.

worden und daher kein Dienstbezug, sondern ein Bezug be—

sonderer Art sei° Hiervon weiche 5 5 DO, der das Besoldungs—

gefüge und die Rechtsverhältnisse der DO—Angestellten in

jeder Weise an das Beamtenrecht angleichen wolle9 nicht ab°

Zudem folge aus @ 5 Abs° 2 DO, der ausdrücklich auf 8 7

des Bundesbesoldungsgesetzes (BBesG) hinweise, mittelbar,

daß 5 5 in erster Linie die Vorschriften des BBesG und
daneben allenfalls noch andere bundesrechtliche VOrschriften

über Dienstbezüge im Sinne des Beamtenrechts meine° Die

Klägerin sei jedoch durch 5 6 Abs° 1 DO an die für Bundes—
beamte getroffene Regelung über Sonderzuwendungen gebunden°

Der beanstandete Beschluß begründe ein Rechtsverhältnis

i.S° dieser Bestimmung, weil eine einheitliche laufende
Weihnachtszuwendung zugesagt werde° Auch wenn dadurch ein

Anspruch der DO—Angestellten nicht begründet werden sei,

könne er beanstandet werden, weil er den ersten Schritt

zur Entstehung eines Anspruches durch die wiederholte vor—

behaltlose Gewährung darstelleo
_

--' .

Diese Aufsichtsverfügung sei auch insoweit gerechtfertigt‚v

als sie die Tarif—Angestellten betreffe° Die Klärung dieser

Frage sei — entgegen der Ansicht der Beklagten — deshalb

notwendig, weil @ 6 Abs° 1 DO nicht für diese Gruppe von
Angestellten gelte° Diesen könnten jedoch die vorgesehenen
Weihnachtszuwendungen nicht gewährt werden, weil das der

von der Klägerin beabsichtigten Gleichbehandlung aller

ihrer Bediensteten zuwiderlaufe° Abgesehen davon venioße

die Gewährung eines vollen Monatsgehalts gegen den Grund—

satz der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeito Nach Abschnitt

I 5 1 des Gesetzes zur Erhaltung und Hebung der Kaufkraft

vom 24° März 1954 (BGBl I S° 255) sei die Klägerin zu
sparsamer und wirtschaftlicher Finanzgebarung verpflichtet„

Die Bindung an diesen Grundsatz taste den Wesensgehalt

des Selbstverwaltungsrechts nicht an, sei vielmehr dessen

Bestandteil° Eine unterschiedliche Behandlung der beiden

Angestel tengruppen sei nicht gerechtfertigt; sie wider—
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spreche einer sachgerechten Geschäftsführung sowie einer ordnungs—

mäßigen Personalpolitik und laufe dem Bestreben der Aufsichts—
behörde, die Besoldungsverhältnisse nach Möglichkeit zu verein—

heitlichen, entgegen„ Die Gewährung von höheren Zuwendungen

an einzelne Angestelltengruppen sei wegen der abwerbenden Wir—

kung und unerwünschten personalpolitischen Konkurrenzsituation

oder Unruhe auch nicht wirtschaftliche Dem stehe nicht entgegen,

daß der Bundesgesetzgeber die Sonderzuwendungen als erste Stufe

zur Gewährung eines dreizehnten Monatsgehalts ansehe„ Auch das

Günstigkeitsprinzip, dem keine Verfassungsqualität zukomme,

schließe die Bindung
an das staatliche Besoldungsgefüge, die

in dem inhaltsgleichen Tarifvertrag für die Tarif«Angestellten

seinen Ausdruck finde, nicht aus° Die Gewährung eines Vollen

Monatsgehalts würde das einheitliche Besoldungsgefüge noch

mehr ins Vanken bringen und damit dem Grundsatz der Sparsam—

keit wifersprechen„

Das LSG hat die Revision zugelassen°

Die Klägerin hat dieses Rechtsmittel eingelegt und es wie

folgt begründet:

Das LSG habe den beanstandeten Beschluß mit Recht nicht als

gegen % 5_DVO verstoßend angesehen; die bundesgesetzlich ge—
regelten Sonderzuwendungen seien keine Dienstbezüge ins° die—

ser Bestimmung° Das Bundessozialgericht (BSG) habe ausgesprochen
(BSG 8, 291, 296), daß der in der Gesetzessprache nicht immer
eindeutige Begriff nur die laufenden Bezüge umfasse° Auch

das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) habe das den Beamten
gewährte Weihnachtsgeld nicht als durch Art° 55 Abs° 5 des

Grundgesetzes (GG) garantiert und damit nicht als Dienstbe—

zug angesehen° Deshalb seien diese Zuwendungen kein Teil der

Besoldung, deren Bestandteile in @ 2 Abs° 1 BBesG definiert

seien° Auch wenn man mit dem Begriff "Bezüge" die regelmäßig

wiederkehrenden Bezüge, auf die ein Rechtsanspruch bestehe,

verstehe, könnten die von der Klägerin beschlossenen Weihnachts—

zuwendungen nicht hierzu gezählt werden° Der beanstandete Vor—

«—6——
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 6 _
standsbeschluß begründe keinen Rechtsanspruch° Ferner habe

der Bundesgesetzgeber den Anspruch auf Sonderzuwendungen

bewußt außerhalb des Besoldungsgesetzes geregelt und damit

zum Ausdruck gebracht, daß sie nicht als Teil der Dienst—
bezüge zu gelten hätten° Bei der Auslegung des Begriffs

Dienstbezüge in € 5 DO seien zudem die Vorstellungen der

Beteiligten bei der Fassung dieser Bestimmung, deren tat—

sächliche Voraussetzungen und die langjährige Übung bei

der Anwendung bedeutsam° Entstehungsgeschichte und Motiv

des 5 5 DO zeigten‚ daß sich die Verweisung nur auf die beam—

tenrechtliche Besoldung nach dem Stand des Erlasses der DO
(2'7° März 1958) und nicht auch auf die damals für die
Bundesbeamten noch nicht absehbaren Weihnachts— und Sonder—

zuwendungen habe beziehen können; von der Klägerin seien

berei s seit Jahren Weihnachtszuwendungen gezahlt werden,

obwohl derartige Leistungen nach dem Bundesbeamtenrocht

nicht oder nur in geringerem Umfang zuläsSig gewesen seien°

Die Gewährung dieser Zuwendungen sei unbeanstandet geblie—

ben° Hierin zeige sich die allgemeine Rechtsüberzeugung,

daß die Heihnachtszuwendungen nicht Bestandteile der Dienst—

bezüge i„S° des 5 5 DO seien° Da schließlich die DO gemäß

% 695 EVO nur die Mindestgehälter festzulegen habe, werde

die Klägerin durch die DO nicht gehindert, weitergehende

Leistungen zu gewähren° ' ' '

Der vom LSG angenommene Verstoß gegen 5 6 Abs„ 1 DO be—

stehe nicht„ Das LSG habe verkannt, daß 5 6 Abs° 1 DO nur
für Rechtsverhältnisse in Betracht komme, der Vorstandsbe—

schluß als interner Organakt jedoch kein Rechtsverhältnis

begründet habe° Ein einklagbarer Anspruch sei nicht ent—

standen; erst die wiederholte vorbehaltlose Zahlung lasse

den Anspruch auf Auszahlung eines vollen Monatsgehalts

entstehena Freiwillige Leistungen würden durch 5 6 Abs° 1 DO

nicht ausgeschlossen„ Da ein Rechtsverhältnis im Sinne die—

ser Bestimmung nicht begründet worden sei‚ sei der Vor—

standsbeschluß allenfalls insoweit beanstandungsfähig‚ als

er die Gewährung eines vollen M0natsgehalts nicht nit dem

..‘7-
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Vorbehalt der Freiwilligkeit und des späteren Wegfalls aus—
gestattet habe° Bei einer derartigen Einschränkung könnten,

_das Entstehen eines Rechtsanspruchs verhindert und die Gefahr

eines verspäteten und sozialen Mißklänge bewirkenden Ein—

greifens der Aufsichtsbehörde gebannt werden° Für Erwägungen,

welche später befürchtete soziale Härten beträfen, sei im

Rahmen der Rechtsaufsicht kein Raum°

Selbst wenn die Klägerin über den 5 6 DO an das Sonderzu—
wendungsgesetz gebunden sei, könne hieraus eine Beschränkung

der weihnachtszuwendungen ihrer Höhe nach nicht gefolgert

werden° Die Klägerin sei befugt, eigenständige Regelungen
neben und außerhalb der beamtenrechtlichen Vorschriften zu

treffen° Die Verweisung in 5 6 Abs° 1 DO habe die Klägerin

nicht gehindert, Weihnachtszuwendungen zu zahlen, als eine

bundecgesetzliche Regelung über entsprechende Zuwendungen

noch nicht bestanden habe, Ebensowenig wie früher der Aus—

schluß derartiger Leistungen durch den Bundesgesetzgeber die

Klägerin gebunden habe, schränke bei unveränderter Weiter—

geltung der D0 jetzt die positive beamtenreehtliche Regelung

die Befugnisse zur Gewährung von Weihnachtszuwendungen ein°

Es gehe nicht an, aus 5 6 Abs° 1 DO eine allgemeine Ver-

veisung auf das Beamtenrecht herauszulesen° Die Dienst—

ordnung enthalte keine erschöpfende und ausschließliche

Regelung für die Rechtsverhältnisse der DO—Angestellten;

wesentliche Umstände würden durch den Anstellungsvertrag

geregelt (@ 692 RVG" € 2 Abs„ 4 DO)„ Zudem seien in der DO
nur die Mindestgehälter, d.‚h° die regelmäßig zu zahlenden Be—

züge, festzulegen° Darüber hinaus gelte die Verweisung

in € 6 Abs„ 1 DO nur insoweit, als in der DO nicht etwas

anderes bestimmt sei° Die anderweitige Regelung über Dienst—

bezüge finde sich jedoch in 5 5 DO° Obwohl diese Bestimmung

Weihnachtszuwendungen nicht betreffe, würden diese nicht von

5 6 Abs° 1 DO erfaßt, da die dortige allgemeine Verweisung
eine Anpassung an das Bundesbeamtenrecht nur hinsichtlich

der regelungsbedürftigen Rechtsverhältnisse vorhehme° Hierzu

gehörten die weihnachtszuwendungen jedoch nicht°

(‘0
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Die Ansicht des LSG, der Vorstandsbeschluß verletze den

Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit, treffe

nicht zu° "Sparsamkeit" und "Wirtschaftlhhkeit" seien

Wertbegriffe, die so allgemein seien, daß ihre Handhabung

nur in gewissen Grenzen gebunden sei, Eine allein richtige
Antwort auf die Frage, ob die Gewährung eines Monatsge—

halts als Weihnachtszuwendung wirtschaftlich und spar—

sam sei, gebe es nicht, wie an gegenteiligen Gerichts—

entscheidungen deutlich werde° Wegen des Selbstverwal—

tungsrechts der Klägerin sei nicht entsbheidend, was
die Aufsichtsbehörde als wirtschaftlich und sparsam

ansehe. Eine Beanstandung könne nur erfolgen, wenn die

Maßnahme eindeutig unwirtschaftlich und unsparsam sei°

Die Ansicht der Beklagten, eine Maßnahme sei nur wirt—

schaftlich, wenn der_Aufwand zur Erreichung eines be—
stimmten Zieles möglichst gering, und nur sparsam, wenn

er notwendig sei, verkenne den Grundsatz der Sozial—

staatlichkeit (Art° 20 Abs„ 1 GG), der es verbiete, Zu—

wendungen an Arbeitnehmer fürsorgerischer und sozialer

Art nur nach ihrer Unabweisbarkeit zu beurteileno Die

Gewährung eines vollen Nonatsgehalts sei auch durch

das Bestreben gerec tfertigt, durch einen höheren ma—

teriellen Anreiz eine weitere Abwanderung von Arbeits—

kräften zu verhindern und jüngere Fachkräfte für den berufs«

genossenschaftlichen Dienst zu gewinneno Die Ungleich—

heit in der Besoldung verstoße nicht gegen den Grund—

satz der Spareamkeit° Die unterschiedliche Regelung der
Rechtsverhältnisse bei D0— und Tarif—Angestellten recht»

fertige auch die Gewährung voneinander abweichender

Weihnachtszuwendungen an die beiden Angestelltengr-uppen°

Eine Bindung an das staatliche Besoldungsgefüge bosthe

nicht° Für besoldungspolitische Erwägungen sei im Rahmen

der Rechtsaufsicht (@ 50 RVG) kein Raum„

Die Klägerin beantragt,

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 9 _

die Urteile der Vorinstanzen und die Anordnung der

Beklagten vom 280 Oktober 1965 aufzuheben°

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen°

Sie hält die vorinstanzliche Entscheidung im Ergebnis für

zutreffend, meint jedoch, daß der Vorstandsbeschluß auch

gegen @ 5 DO verstoßeo

Der Beigeladene hat keinen Antrag gestellt° Er unterstützt

die Ausführungen der Klägerin mit dem Hinweis, daß die be—
schlossenen Weihnachtszuwendungen weder Dienstbezüge i°S°

des € 5 Abs° 1 DO seien noch von der Verweisung in 5 6 Abs„l

DO erfaßt würden°

II

Die Revision der Klägerin ist begründet°

Gegenstand der nach 5 54 Abs° 5 SGG zulässigen Klage ist
die Anordnung der Beklagten vom 28° Oktober 1965, durch

welche es der Klägerin untersagt worden ist, ihren Bedienste—

ten eine Weihnachtszuwendung von mehr als 5/4 eines Monats—

gehalts zu gewähren° Der Beschluß des Vorstandes der Klägerin

vom 140 Oktober 1965, welcher die Gewährung eines ganzen Mo—

natsgchalts vorsieht, ist nach der Auffassung des erkennenden

Senats im Ergebnis zu Recht ergangen. Er verletzt weder Ge—

setz noch Satzung° Die Beklagte hat durch ihre Aufsichts—

’anordnung in das SelbstverWaltungsrecht der Klägerin einge—

griffen und damit ihre Aufsichtsbefugnis überschritten (@ 30
RVG)° Die_von der Beklagten angeordnete Begrenzung der von
der Klägerin ihren D0— und Tarif—Angestellten im Jahre 1965

bewilligten Weihnachtszuwendungen auf 75 v„H° eines Monats—

gehalts findet, wie der erkennende Senat in dem heute ge-

-]_O...
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fällten, zur Veröffentlichung bestimmten Urteil in der

Sache 2 RU 222/67 näher ausgeführt hat, weder im Recht
des öffentlichen Dienstes noch in sonstigen Rechtsnormen

eine Stütze;

Danach sind die DO—Angestellten keine Beamten im ste ts—

rechtlichen Sinn, obwohl die DO als in seiner Wirkung

der Satzung gleichstehendes autonomes Recht des Versicherungs—

trägers die Rechtsgrundlage für den mit dem einzelnen

Angestellten abzuschließenden Dienstvertrag bildet (% 692

RVG)° Durch die DO wird lediglich die sinngemäße Anwendung

beamtenrechtlicher Vorschriften auf ein privatrechtliches

Rechtsverhältnis vollzogen° Das nur für die unmittelbaren

und mittelbaren Bundesbeamten geltende Bundesbeamtenrecht,

dessen Anwendung hier in Frage kommt, weil es sich bei der

Klägerin um einen bundesunmittelbaren Versicherungsträger

handelt, erstreckt sich somit nicht auf ISO—Angestellte°

Von seiner nach Art. 75 Nr° 8 GG gegebenen ausschließlichen

Kompetenz zur Regelung der Rechtsverhältnisse der im Dienst

des Bundes und der bundesunmittelbaren Körperschaften des

öffentlichen Rechts stehenden Personen hat der Bund auch

nach der Änderung des Art„ 75 GG durch das 22° Gesetz zur

Änderung des GGvom l2„ Mai 1969 (BGBl‚I SO 365) keinen
weitergehenden Gebrauch in dem Sinne gemacht, daß er die

D0— und Tarif—Angestellten der bundesunmittelbaren Ver—

sicherungsträger mit einbezog, obwohl diese Grundgesetzäné

derung der Verwirklichung der Bestrebungen nach einer Ver—

einheitlichung des Rechts des öffentlichen Dienstes in

Bund und Ländern, welches nach 1045 eine unterschiedliche

Entwicklung genommen hat, dknen soll„ Ebensowenig gelten,

das Gesetz über Weihnachtszuwendungen vom 160 April 1964
(BGBl.I S. 278) und das Gesetz über die Gewährung einer

jährlichen Sonderzuwendung vom 15„ Juli 1965 (BGBl„ I s„
609) für die D0— und Tarif—Angestellten der bundesunmittel—

baren Versicherungsträger; ihr Geltungsbereich umfaßt

ebenfalls nur die Bundesbeamten° Angleichungsvorschriften

aus der Zeit vor 1945, durch die das Dienstrecht der So—
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zialversicherungsträger dem Recht der ReiChsbeamten ange-
glichen werden und nach denen es den Versicherungsträgern

ausdrücklich verboten war, ihren Bediensteten höhere Lei—

stungen als den Reichsbeamten zu gewähren (vg„ AN 1940, 348;

1942, 244, 246), sind jedenfalls für den Bereich der bundes—
unmittelbaren Versicherungsträger durch die Rechtsentwicklung ‘

überholt°

Die 55 690 ff RVOüberlassen es den Selbstverwaltungsorganen
der Versicherungsträger, die allgemeinen Anstellungsbedingungen
und Reehtsverhältnisse ihrer Angestellten zu regeln, und zwar

angemessen (@ 690 Abs° l EVO)° Damit ist kraft Gesetzes den
Organen der Selbstverwamung ein gewisser Spielraum eingeräumt,

Die aus dem Selbstverwaltungsrecht sich ergebende Befugnis

zur autonomen Rechtsetzung bedeutet, daß die Klägerin mangels

einschränkender Normen des Bundesrechts — allerdings vorbe—

haltlich des % 700 Abs, 2 RVO und des noch zu erörternden
Grundsatzes der Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit — nicht ge—

hindert wäre, in ihrer DO die Gewährung von Weihnachtszuwen—
dungen ausdrücklich vorzusehen° Von ihrer langjährigen Übung,

ihren Bediensteten Weihnachtsgratifikationen zu gewähren, ist

die Klägerin — ebenSo wie die übrigen gewerblichen BGen —
nicht abgegangen, als die Aufsichtsbehörde im Jahre 1957 das

huster einer DO erließ, welches die Gewährung von Weihnachts—

zuwendungen nicht vorsaho Das BVA hat damals wie auch später,

als es den Unfallversicherungsträgenagestattete, ein abge—

wandeltes Muster bei der Aufstellung ihrer DO zugrunde zu

legen, gegenüber Trägern und Verbänden der gesetzlichen Un—
fallversicherung erklärt, daß Leistungen dieser Art auch

künftig nicht ausgeschlossen seiena'Angesichts dieser überein—

stimmenden Willensbildung der Beteiligten, welche an der

Gataltung der DO der Klägerin vom 270 März 1968, die sich

vorwiegend an das im &ahre 1957 erlassene DO—Huster, nach

ihrer Änderung vom 26° Juni 1965 teilweise an das abge—
wandelte Muster einer DO anlehnt, mitgewirkt haben, hat

sich die Klägerin nicht ihres Rechts begeben, weiterhin Weih—

nachtszuwendungen zu gewähreno
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Der aus der Entstehungsgeschichte der DO der Klägerin

eindeutig erkennbare objektivierte Wille des Normgebers

darf bei der Auslegung der einzelnen Bestimmungen der DO

‚nicht unberücksichtigt bleiben° Unter Beachtung der in

Rechtsprechung und Schrifttum für die Rechtsauslegung

entwickelten Grundsätze ergibt eine Auslegung der 55 5

und 6 der D0 der Klägerin, daß diese sich in diesen Be—

stimmungen nicht speziellen Bindungen an das Bundesbeamten—

recht unterworfen hat‚ soweit es sich um Weihnachtszu—
wendungen handelt°

Die in 5 5 DO verwendeten Begriffe "Besoldung" und "Dienst-

bezüge" sind nicht anders auszulegen als im BBesG„ % 5
Abs„ 1 verweist hinsichtlich des Besoldungsdienstalters

und der Höhe der Dienstbezüge auf die jeweiligen Vor—

schriften für Bundesbeamte° Er nimmt damit auf Begriffe

”Bezug, welche im BBesG näher erläutert sind. Nichts an—

deres gilt für den Absatz 2 des @ 5, welcher insoweit eine

besondere Regelung trifft„

Der gegenteiligen Meinung der Beklagten steht ferner ent—

gegen7 daß die Weihnachts- und Sonderzuwendungen, auf

welche die Bundesbeamten kraft besonderer Gesetze einen

Rechtsanspruch haben, kein Bestandteil der Beamten—

besoldung sind° Sowohl die Entstehungsgeschichte dieser

Gesetze als auch ihre Systematik sprechen für einen

selbständigen Charakter dieser Leistungen°

Der Beklagteaist allerdings einzuräumen, daß der Begriff
”Dienstbezüge" nicht in sämtlichen beamtenrechtlichen

Vorschriften dieselbe Bedeutung hat° So ist er in den

55 87 ff BBG entsprechend der besonderen Zwecksetzung
dieser Vorschriften weit auszulegen; er umfaßt hier

alle Leistungen aus dem Diénstverhältnis, somit auch

Beihilfen und Unterstützungen sowie Sonderzuwendungen°

Diese weite Auslegung findet sich jedoch nur im Zusammena
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hang mit Vorschriften des BBG° Für den Bereich des Be—

soldungsrechts, auf den S 5 Abs° 1 DO verweist‚ gilt da—

gegen die Legaldefinition des 5 2 Abs° l BBesG° Unter den
dort bezeichneten Dienstbezügen sind Weihnachtszuwendungen

nicht aufgeführt„

Die Übereinstimmung der in 5 5 DO und in % 2 Abs° 1 BBesG
verwendeten Rechtsbegriffe ist nicht dadurch aufgehoben wor—
den, daß die Klägerin annimmt, ihre DO—Angestellten hätten
einen Anspruch auf die den Bundesbeamten kraft Gesetzes zu—
stehende Sonderzuwendung° Die Frage, ob nah dem Arbeits—

recht ein Anspruch auf die regelmäßige Gewährung einer Weih-

nachtszuwendung vorliegt‚ braucht hier nicht entschieden zu

werden° Im vorliegenden Rechtsstreit geht es darum, ob die

Klägerin gehindert ist, ihren Bediensteten eine höhere

Heihncehtszuwendung als 75 V„H„ eines Monatsentgelts zu ge—
vähren° Die Entscheidung dieser Frage wird nicht dadurch

berührt, daß die Klägerin meint, ihre DO—Angsstellten könnten

einen Teil der ihnen zugedachten Weihnachtszuwendungen in

sinngemäßer Anwendung der für die Bundesbeamten geltenden

gesetzlichen Regelung beansprucheno

Entgegen der Ansicht der Beklagten ist die Klägerin bei
der Entscheidung über die Gewährung von Weihnachtszuwendungen

an ihre DO—Angestellten auch nicht durch 5 6 Abs„ 1 ihrer DO

an das für die Bundesbeamten jeweils geltende Recht gebun—

den° Nach dieser Bestimmung‚ welcher das von der Aufsichts—

behörde im Jahre 1957 erlassene DO—Muster zugrunde liegt,

gelten, soweit nicht durch besondere gesetzliche Vorschriften

oder in der D0 etwas anderes bestimmt ist‚ für die Rechts—

verhältnisse der Angestelhen einschließlich ihres Anspruchs

auf Versorgung die jeweiligen Vorschriften und Bestimmungen

für Bundesbeamte entsprechend° Diese Fassung weicht aller—

dings vom Muster einer DO ab, welches die Aufsichtsbehörde

später zugelassen hat° @ 6 Abs° 1 des abgewandelten DO—

Musters enthält eine Aufzählung einzelner Sachgebiete‚ wel-

che im wesentlichen im BBG und dazu erlassenen Gesetzen,

aber nicht im BBesG geregelt sind und auf die Rechtsverhält—
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nisse der DO—Angestellten entsprechende Anwendung finden

sollen‚ Werden jedoch, wie der erkennende Senat in den in

der Sache 2 RU 222/67 erlassenen Urteil ausgeführt kat,

durch den € 6 Abs° 1 einer DO, dem das abgewandelte DO—‘_

Muster zugrundeliegt, 4eihnachtszuwendungen nicht erfaßt,

so gilt für die allgemein gehaltene kürzere Fassung des 5 6

Abs° 1 DO der Klägerin nichts anderes° Wie sich aus dem
Erlaß des Musters einer DO ergibt, ist die Aufsichtsbehörde

auf eine möglichst einheitliche Gestaltung des Inhalts

der D0 der Unfallversicherungsträger bedacht gewesen, Die

Genehmigung verschiedener Fassungen des 5 6 Abs° 1 durch die

Aufsihtsbehörde begründet deshalb den Schluß,daß diese Be—

stimmung trotz des nicht übereinstimmenden Wortlauts nicht
unterschiedlich auszulegen ist° Durch den 5 6 Abs° l ihrer

DO war die Klägerin somit nicht gehindert, höhere Weih—

nachtszuwendungen zu bewilligen, als sie jeweils den Bundes—

‚beamten zustehen°

Die Beklagte kann schließlich ihre Aufsichtsanordnung nicht

damit rechtfertigen, daß die Gewährung von Weihnachtszu—

wendungen in der beschlossenen Höhe gegen das Gebot der

Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit verstoße°

Das Gebot einer wirtschaftlichen und sparsamen Mittel—

verwendung gilt wegen seiner überragenden und grundsätz—U

lichen Bedeutung für die öffentliche Finanzwirtschaft nach

der Auffassung des erkennenden Senats auch in den Bereichen

der öffentlichen Verwaltung, in denen seine Beachtung nicht

ausdrücklich vorgeschrieben ist° In der gesetzlichen Unfall"

versicherung hat es in den 55 25 ff, 724, 752 ff seinen

Niederschlag gefunden° '

Die Aufsichtsbehörde hat im Rahmen ihres Aufsichtsrechts

sicherzustellen, daß dieses Gebot durch die Versicherungs»

träger eingehalten wird° Hierbei entsteht ein natürliches

Spannungsfeld zwischen den Befugnissen der Aufsichtsbehörde
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und der dem Selbstverwaltungsrecht der Versicherungsträger

immanenten Personal— und Finanzhoheit„ Eine den Bedürfnissen

der Praxis gerecht werdende Lösung bietet sich nach der Auf—

fassung des erkennenden Senats dahin, daß die Aufsichtsbehörde

zum Einschreiten nur berechtigt, aber auch verpflichtet ist,

wenn die Ausgaben des Versicherungsträgers nicht mehr im
Rahmen vernünftigen Verwaltungshandelns liegen° Dies ist

allerdings nicht schon, wie die Beklagte meint, der Fall,

wenn die Grenzan des Notwendigen nicht eingehalten sind,

was nach Ansicht der Beklagten schlechthin zutreffen soll,

wenn ein Versicherungsträger höhere Weihnachtszuwendungen

gewährt, als der Bund seinen Beamten zugesteht° Eine derar—

tige schematische Betrachtungsueise würde den bei der einzelnen

Körperschaft des öffentlichen Rechts gegebenen Verhältnissen

nicht Rechnung tragen und deshalb zu Unbilligkeiten führen

können (vgl° Z‚B„ die von der Beklagten zitierte Entschei-

dung des Bayerc LSG vom 17„ Dezember 1969, veröffentlicht

in Breithaupt 1970, 5522 Eine Krankenkasse war infolge ihrer

angespannten Finanzlage genötigt, den Beitragssatz um ein

ganzes Prozent auf den Höchstsatz von 11 VCH° zu erhöhen)°

Eine Reehtsschranke für die Ausübung des Selbstverwaltungs—

rechts ergibt sich auch aus der Notwendigkeit, Rücksicht

auf die Besoldungsverhältnisse im gesamten öffentlichen

Dienst zu nehmen &VerfG 4, 115, 140; BSG 25, 206, 209; BVerwG

18, 155, 140)° Die den Versicherungsträgern somit gezogene
Grenze war nach der Auffassung des erkennenden Senats im

Falle der Klägerin mit der Erhöhung der Weihnachtszuwendungen
auf ein volles Monatsgehalt indessen noch nicht überschritten°

Der beanstandete Beschluß des Vorstandes der Klägerin ist

sonaeh nicht rechtswidrig° Daher waren die Urteile der Vor—

instanzen sowie die angefochtene Aufsichtsanordnung aufzu—

heben,

Eine Kostenentscheidung war nicht zu treffen (@ 195 Abs° 4 SGG}„

Dies gilt auch für den beigeladenen Hauptverband der gewerb—

lichen BGen e„V„ obwohl dieser weder eine Behörde noch eine
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Körperschaft oder Anstalt des öffentlichen Rechts ist. Er

erfüllt aber, wenngleich erseiner Rechtsform nach ein einge»

tragener Verein ist‚ Aufgaben des öffentlichen Rechts

(soz‚B„ Art° } 5 6 des Unfallversicherungs—Neuregelungs—

gesetzes idF des Art„ 2 5 4 des Finanzänderungsgesetzes vom

21.Dezember 1967)„ Seine Aufgabenstellung ist der des Ver—
bandes der Angestellten—Krankenkassen (VdAK), welcher eben—

falls als juristische Person des Privatrechts gebildet ist,

vergleichbar„ Der 6„ Senat des BSG hat entschieden, daß der

VdAK wegen seiner Aufgabenstellung sich vor dem BSG nicht
durch einen nach % 166 Abs° 2 SGG zugelassenen Prozoßbevoll—

mächtigten vertreten zu lassen braucht, diese privilogierte

Rechtsstellung jedoch zur Folge hat, daß auf ihn 5 195 Abs„H
SGG anzuwenden ist (BSG ll, 102, l05 ff; SozR Nr„ 8 zu 5 195

SGG)° Der erkennende Senat ist der Auffassung, daß für

den Hauptverband der gewerblichen BGen dasselbe gilt°
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